


[bookmark: 2nHxIfIGc6]Hinweise für Schulleitungen zum Einsatz des Videokonferenzdienstes von Dataport (Jitsi)

Der Videokonferenzdienst von Dataport (im Folgenden: Jitsi) ist ein zentral bereitgestellter Dienst der Landesregierung. Beim Betrieb besteht eine gemeinsame Verantwortung des zentralen IT-Managements der Landesregierung (ZIT) für die technische Bereitstellung und den Schulen als Nutzende. Rechtsgrundlage ist die Zentrale-Stelle-Verordnung – ZstVO vom 18.05.2020 in Verbindung mit §7 Abs. 4 LDSG. Dadurch entfällt für die Schule die Verpflichtung zum Abschluss eines separaten Auftragsverarbeitungsvertrages.

Um Ihnen die rechtskonforme Nutzung von Jitsi zu erleichtern, stellen wir Ihnen einige, mit dem Datenschutzbeauftragten für Schulen abgestimmte, Musterdokumente für die datenschutzrechtliche Dokumentation Ihrer Schule zur Verfügung. Wenn Sie diese Dokumente einsetzen, ergänzen Sie bitte an den gelb markierten Stellen fehlende Informationen.

[bookmark: xC56KdjtE8]02_Dienstanweisung und 03_Nutzungsordnung
Sie müssen die Abläufe in der Schule so organisieren, dass die datenschutzrechtlichen Bestimmungen eingehalten werden. Es ist daher erforderlich, den dienstlichen Einsatz von IT über eine Dienstanweisung und eine Nutzungsordnung zu definieren. Gegenüber den Lehrkräften ist die Dienstanweisung in Kraft zu setzen.

Die Nutzungsordnung gilt für alle Nutzenden und sollte durch die Klassenlehrkräfte altersgerecht erläutert und diese Erläuterung, z.B. im Klassenbuch, dokumentiert werden. Wir empfehlen, dies jährlich zu wiederholen. Sie können das Dokument aushändigen, öffentlich verfügbar machen (z.B. über die Schulhomepage und/oder im Sekretariat Ihrer Schule zur Einsicht/Abholung bereithalten. Wir empfehlen die Einbeziehung der Schulkonferenz.

Weitere Mitarbeitende der Schule, gegenüber denen Sie nicht weisungsbefugt sind, sollten Sie in schriftlicher Form zur Einhaltung der Vorgaben der Dienstanweisung und Nutzungsordnung verpflichten. Die Kenntnisnahme wäre durch die Personen ebenfalls schriftlich zu bestätigen.

[bookmark: NeBV9Tj64X]04_Datenschutzhinweise
Gemäß Artikel 13 der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) besteht eine Informationspflicht bei der Erhebung von personenbezogenen Daten. Dieser müssen Sie als Schulleitung nachkommen. Es ist nicht erforderlich, das Dokument allen Betroffenen schriftlich auszuhändigen. Sie können es z. B. über die Schulhomepage bereitstellen und es zusätzlich im Sekretariat Ihrer Schule zur Einsicht oder Mitnahme vorhalten. Die Betroffenen müssen über die gewählten Optionen informiert werden. 

[bookmark: oOctN34ZbE]05_VVT_Eintrag
Jede Schule ist verpflichtet, ein Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten (VVT) gemäß Art. 30 Abs. 1 DSGVO zu führen. Mit diesem Dokument können Sie Ihr Verzeichnis ergänzen. 

[bookmark: 45uuRkxNd3]06_Einwilligung
[bookmark: _GoBack]Je nach Situation darf die Nutzung des Videokonferenzdienstes nur aufgrund der freiwilligen Einwilligung aller betroffenen Personen erfolgen. Ein Beispiel hierfür ist der langfristige, regelmäßige Einsatz aufgrund einer längeren Schulbesuchsunfähigkeit eines Kindes.

[bookmark: LjupsueVov]Weitere Hinweise
Falls Sie weitere Fragen haben, schauen Sie bitte, ob die Unterstützungsangebote (Anleitungen, Video-Tutorials) auf der Medienberatungsseite Ihnen weiterhelfen: https://medienberatung.iqsh.de/vk-dienst.html 

Ist dies nicht der Fall geben Sie gerne über das IQSH-Helpdesk eine Anfrage auf: http://helpdesk.lernnetz.de



